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Drucksache 1975 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Leiske, Schmidt (Hamburg), 
Dr.-Ing. Drechsel, Schneider (Bremerhaven) und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Verordnung über Vergünstigungen für 
Kriegsbeschädigte im öffentlichen Personenverkehr 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

§ 4 der Verordnung über Vergünstigungen 
für Kriegsbeschädigte im öffentlichen Per- 
sonenverkehr vom 23. Dezember 1943 
(Reichsgesetzbl. 1944 I S, 5) erhält folgende 
Fassung: 

»§ 4 

(1) Den nach § 1 zur unentgeltlichen Be- 
förderung verpflichteten Unternehmen wer- 
den die Fahrgeldausfälle nach Pauschsätzen 
erstattet. Der Bundesminister des Innern 
setzt im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen und dem Bundes- 
minister für Verkehr mit Zustimmung des 
Bundesrates diese Pauschsätze jeweils für 
zwei aufeinanderfolgende Rechnungsjahre, 
und zwar vor Beginn des ersten dieser Rech- 
nungsjahre, fest. Hierbei ist die Zahl der nach 
§§ 1 und 2 begünstigten Personen und der 
ermäßigte Fahrpreis, der sich nach dem 
Durchschnitt der Wochenkartenpreise der 


von der Verordnung betroffenen Unterneh- 
men für eine Fahrt ergibt, zugrunde zu legen. 

(2) Der Bundesminister des Innern wird 
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister der Finanzen und dem Bundes- 
minister für Verkehr mit Zustimmung des 
Bundesrates 

a) das Verfahren zur Ermittlung und Fest- 
setzung der Pauschsätze im Rahmen der 
Bestimmungen des Absatzes 1, 

b) das Abrechnungsverfahren zwischen den 
Verkehrsunternehmen und den Ländern 
einerseits und zwischen den Ländern und 
dem Bund andererseits 

durch Rechtsverordnung zu regeln.“ 
Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, 
gelten im Lande Berlin nach § 14 des Drit- 
ten Überleitungsgesetzes. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 



Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. April 1955 in Kraft. Die Festsetzung der 
Pauschsätze nach § 4 Abs. 1 Satz 2 der Ver- 


Bonn, den 16. Dezember 1955 


Ordnung über Vergünstigungen für Kriegs- 
beschädigte im öffentlichen Personenverkehr 
erfolgt erstmalig binnen drei Monaten nach 
Verkündung dieses Gesetzes. 


Dr. Leiske 
Brück 

Dr. Dollinger 
Müller-Hermann 
Rösing 
Rümmele 
Dr. Willeke 

Schmidt (Hamburg) 

Dr. Bleiß 

Faller 


Dr. Gülich 
Ladebeck 

Pohle (Eckernförde) 
Seuffert 

Dr.-Ing. Drechsel 

Körner 

Schwann 


Schneider (Bremerhaven) 



